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Rechtslage 
1. Die Ordnungsbusse

Bestimmte leichte Widerhandlungen gegen das Strassenverkehrsgesetz, die keine Gefährdung und Verletzung von Personen und keinen Sachschaden zur Folge haben, können im Ordnungsbussenverfahren erledigt werden. Die einzelnen Tatbestände sind samt den in Betracht fallenden Bussenbeträgen in den Anhängen zur eidgenössischen Ordnungsbussenverordnung (OBV) aufgelistet unter: (https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2019/93/de). 

Zu beachten ist, dass bereits eine erhöht abstrakte Gefährdung von Personen ausreicht, um das Ordnungsbussenverfahren auszuschliessen. Generell vom Gesetzgeber als gefährlich eingestufte Handlungen (wie z.B. stark übersetzte Geschwindigkeit), gelten als erhöht abstrakt gefährdend, selbst wenn sich keine anderen Verkehrsteilnehmer auf der Strasse befinden.
Die Betroffenen können die Ordnungsbusse direkt vor Ort dem Polizeibeamten bezahlen. Die andere Möglichkeit besteht darin, dass ihnen ein Bedenkfristformular mit einem Einzahlungsschein ausgehändigt wird. Sie haben dann Gelegenheit, die Busse innert einer Frist von dreissig Tagen zu begleichen. Das Verfahren ist damit abgeschlossen. Erfolgt keine Zahlung, z. B. weil die Widerhandlung bestritten ist, wird das ordentliche Strafverfahren eingeleitet.

Kann der Fehlbare nicht an Ort und Stelle angehalten werden (z. B. weil er geblitzt wurde), wird dem Halter des Fahrzeuges die Ordnungsbusse zugestellt. Hat nicht er selbst die Widerhandlung begangen, kann er der Polizei die Personalien des Lenkers mitteilen. Diesem wird die Busse anschliessend zur Bezahlung zugestellt, wobei auch er im Bestreitungsfall die Zahlungsfrist von dreissig Tagen verstreichen lassen und das ordentliche Strafverfahren verlangen kann.

2. Das ordentliche Strafverfahren

Ist wegen der Schwere der strafbaren Handlung die Erledigung im Ordnungsbussenverfahren ausgeschlossen oder wird die Busse nicht innert Frist bezahlt, kommt es zum ordentlichen Strafverfahren. Dem betreffenden Lenker wird in der Folge ein Strafbefehl zugestellt. Dagegen kann er Einsprache erheben, wenn er die Anschuldigung bestreitet. Im Anschluss daran wird die Staatsanwaltschaft oder – später – allenfalls das ordentliche Gericht den Fall beurteilen. Erfolgt innert angeführter Frist keine Einsprache, wird der Strafbefehl rechtskräftig. 

3. Das Administrativverfahren

Die verzeigte Person bedenkt oft nicht, dass ein Verstoss gegen Verkehrsvorschriften ausserhalb des Ordnungsbussengesetzes dem Strassenverkehrsamt des Wohnsitzkantons gemeldet wird. Dieses hat dann zu prüfen, ob gegen die betroffene Person – zusätzlich zur strafrechtlichen Sanktion – eine Verwarnung oder allenfalls ein Führerausweisentzug zu verfügen ist. Das geschieht im Rahmen des sogenannten Administrativverfahrens.

Jährlich sprechen die kantonalen Strassenverkehrsämter zehntausende Verwarnungen und Ausweisentzüge gegen Fahrzeugführer aus. In den meisten Fällen liegen diesen Massnahmen Verkehrsregelverletzungen zugrunde. Die Überschreitung der signalisierten Höchstgeschwindigkeit und Angetrunkenheit am Steuer führen die Rangliste dabei deutlich an. Rund 40 % der Führerausweisentzüge betreffen Personen im Alter zwischen 18 und 29 Jahren. 

Der Entzug des Führerausweises trifft besonders diejenigen Personen hart, die zur Berufsausübung darauf angewiesen sind. Bei Angestellten kann dies im schlimmsten Fall zum Verlust der Arbeitsstelle führen. Der Selbstständigerwerbende muss demgegenüber möglicherweise eine empfindliche Erwerbseinbusse hinnehmen. Für viele andere würde ein Entzug wahrscheinlich eine unangenehme Einschränkung der Mobilität und der Bequemlichkeit bedeuten. 

a) Führerausweis auf Probe

Das Gesetz hat auch die Neulenker im Visier. So wird der Führerausweis nach bestandener Prüfung nur auf Probe erteilt. Die Probezeit dauert 3 Jahre. Der Führerausweis wird nur dann unbefristet erteilt, wenn während dieser Zeit die vom Gesetz vorgeschriebenen Weiterbildungskurse absolviert werden und kein wiederholter Ausweisentzug erfolgt. Beim erstmaligen Entzug des Ausweises während der Probezeit wird diese um ein Jahr verlängert. Bei einem zweiten Entzug verfällt der Ausweis auf Probe. Ein neuer Lernfahrausweis wird erst nach Ablauf eines Jahres und bei einem günstig lautenden verkehrspsychologischen Gutachten wieder erteilt.

b) Je nach Widerhandlung – unterschiedliche Sanktionen

Das erhebliche Überschreiten der signalisierten Höchstgeschwindigkeit stellt eine schwere Widerhandlung gegen die Verkehrsvorschriften dar (siehe Anhang 1). Die minimale Entzugsdauer beträgt für solche Fälle 3 Monate. Dasselbe gilt z. B. auch bei Fahren in angetrunkenem Zustand ab 0,8 ‰ oder unter Drogeneinfluss, beim Überfahren eines Rotlichtes mit Unfallfolge und bei waghalsigem Überholen (mit oder ohne Kollision!). Mittelschwere Verstösse (z. B. unachtsames Wegfahren aus Stoppstrasse unter Unfallfolge) führen zum Entzug von mindestens einem Monat. 

Eine Verwarnung ist für leichte Widerhandlungen vorgesehen (z. B. Fahren in angetrunkenem Zustand mit 0,5 bis 0,79 ‰ ohne zusätzliche Verkehrsregelverletzung). Dies jedoch nur unter der Voraussetzung, dass gegen den Lenker in den vorangegangenen zwei Jahren nicht bereits eine Verwarnung oder ein Führerausweisentzug verfügt werden musste. Andernfalls wird der Ausweis für die Dauer mindestens eines Monats entzogen.

c) Wiederholte Verkehrsregelverstösse

Lenker, die wiederholt gegen die Verkehrsregeln verstossen, werden vom Gesetz hart angefasst. Je nach der Schwere der aktuell begangenen Widerhandlung und den «Vortaten» werden mehrmonatige bis unbegrenzt dauernde Führerausweisentzüge ausgesprochen (siehe Anhang 2). Wiederholt auffällige Lenker können ferner – zusätzlich zur Administrativmassnahme – zum Verkehrsunterricht aufgeboten werden.

d) Klagloser Leumund und berufliche Angewiesenheit auf den Führerausweis

Die verschiedenen gesetzlichen Minimalfristen, die für den Ausweisentzug gelten, können selbst dann nicht unterschritten werden, wenn berufliche Angewiesenheit auf den Ausweis vorliegt (z. B. bei einem Berufschauffeur). Auch ein bisher tadelloser Fahrleumund lässt keine Reduktion unter das gesetzliche Minimum zu. Diese beiden Argumente können nur dann vorgebracht werden, wenn dadurch eine über dem gesetzlichen Minimum liegende Entzugsdauer reduziert werden soll. 

Der Vollzug der Massnahme hat an einem Stück zu erfolgen. Die Gerichte lassen eine Unterbrechung des Ausweisentzugs nicht zu. Je nach kantonaler Praxis besteht die Möglichkeit, den Abgabetermin um einige Monate zu erstrecken. Ein gesetzlicher Anspruch darauf besteht aber nicht. Die Voraussetzungen hierfür sind zudem kantonal unterschiedlich geregelt.

e) Umfang des Entzugs

Der Umfang des Entzugs ist auf der Verfügung des Strassenverkehrsamts festgehalten. Wem z. B. der Führerausweis für Personenwagen entzogen wird, darf in der Regel während der Entzugsdauer Mofas und landwirtschaftliche Fahrzeuge (bis 30 km/h) führen. Unter bestimmten Voraussetzungen können für die verschiedenen Ausweiskategorien – unter Einhaltung der gesetzlichen Minima – unterschiedliche Entzugsdauern verfügt werden (differenzierter Entzug). Beim Sicherungsentzug (siehe unten) ist im Regelfall das Führen aller Motorfahrzeuge (inkl. Mofas) untersagt.

f) Sicherungsentzug

Wer aus medizinischen Gründen (z. B. Epilepsie) oder wegen einer Sucht (z. B. Alkohol, Drogen, Medikamente) nicht mehr über die erforderliche Fahreignung verfügt, muss den Ausweis auf unbestimmte Zeit abgeben (Sicherungsentzug). Auch für Lenker, die innert weniger Jahre mehrfach erheblich gegen die Verkehrsregeln verstossen haben, wird ein Sicherungsentzug verhängt. In diesen Fällen wird die Wiederaushändigung des Führerausweises meistens vom Ergebnis eines spezialärztlichen Gutachtens abhängig gemacht. Bei langer Fahrabstinenz muss zusätzlich die praktische Führerprüfung erneut bestanden werden.

g) Fahren trotz Entzug?

Auf keinen Fall sollte trotz Entzug des Ausweises ein Motorfahrzeug geführt werden. Nebst erheblichen strafrechtlichen Konsequenzen muss in diesem Fall mit einer zusätzlichen Entzugsdauer von bis zu einem Jahr oder gar mit dem Entzug auf unbestimmte Zeit gerechnet werden. Im Zusammenhang mit einem verschuldeten Verkehrsunfall besteht zudem keine Versicherungsdeckung, sodass der gesamte verursachte Schaden aus eigener Tasche beglichen werden muss.

h) Das Register über die Administrativmassnahmen (IVZ-Register)

Eine verfügte Massnahme wird im IVZ-Register eingetragen. Je nach Schwere der begangenen Widerhandlung bleibt sie während 10 Jahren, mindestens aber während 5 Jahren, darin vermerkt. Eine Entfernung nach Ablauf der Verweilfrist erfolgt nur, wenn während dieser Zeit keine neue Massnahme eingetragen worden ist. Andernfalls werden alle Eintragungen erst nach Ablauf der neuen Frist gelöscht. Der Zweck dieses Registers ist klar: Wiederholt auffällige Verkehrsteilnehmer sollen "kenntlich" gemacht und mit den vorgesehenen, strengen Rückfallmassnahmen belegt werden.

Anna Musterfrau

Mustermannstrasse 11

6008 Musterstadt
Einschreiben

Strafbehörde

Musterstrasse 22

6008 Musterstadt
Musterstadt, ______

Strafbefehl Nr. ST______ vom ______
Sehr geehrte Damen und Herren

Hiermit erhebe ich gegen den Strafbefehl vom ______vorsorglich Einsprache.  

Vorläufige Kurzbegründung: Ich bin mit der Strafverfügung nicht einverstanden.

Nach Rücksprache mit meinem Rechtsberater werde ich Ihnen mitteilen, ob an der Einsprache festgehalten wird.

Für Ihr Verständnis danke ich Ihnen im Voraus bestens.

Freundliche Grüsse

Anna Musterfrau

[Hinweis: Beachten Sie unbedingt die im Strafbefehl vermerkte Einsprachefrist (10 Tage nach Erhalt), da nach deren Ablauf keine Einsprache mehr möglich ist. 
Administrativmassnahmen bei Geschwindigkeitsüberschreitungen


Keine Massnahme
Verwarnung
Entzug 1 Monat
Entzug 3 Monate

_________________________________________________________________________________

Innerorts
bis 15 km/h
16 bis 20 km/h
21 bis 24 km/h
ab 25 km/h

Ausserorts*
bis 20 km/h
21 bis 25 km/h
26 bis 29 km/h
ab 30 km/h

Autobahn
bis 25 km/h
26 bis 30 km/h
31 bis 34 km/h
ab 35 km/h

_________________________________________________________________________________

* Gilt auch für nicht richtungsgetrennte Autostrassen

Bei den angegebenen Werten handelt es sich um gesetzliche Mindestmassnahmen. Je nach Vorbelastung des Lenkers ist mit erheblich strengeren Sanktionen zu rechnen (Entzugsdauer bis zu 2 Jahren oder für unbestimmte Zeit).
Noch strengere Sanktionen erfolgen (unter anderem) bei massiven Geschwindigkeitsüberschreitungen ("Raser-Delikte" bzw. "krasse Verkehrsregelverletzungen"). Hier drohen Freiheitsstrafen von bis zu vier Jahren, wobei ein Mindestmass von einem Jahr Freiheitsstrafe im Gesetz festgeschrieben wurde. Konkret handelt es sich dabei um folgende Geschwindigkeitsüberschreitungen:


Zone 30 km/h
Innerorts
Ausserorts
Autobahn/Autostrasse
Überschreitung ab
40 km/h

50 km/h
60 km/h
80 km/h
Als "krasse Verkehrsregelverletzung" gilt ferner die vorsätzliche Verletzung elementarer Verkehrsregeln, wodurch das hohe Risiko eines Unfalls mit Schwerverletzten oder Todesopfern entsteht. Als Beispiele führt das Gesetz das waghalsige Überholen oder die Teilnahme an einem nicht bewilligten Rennen mit Motorfahrzeugen an.
Administrativmassnahmen: Führerausweisentzug für mindestens zwei Jahre, im Wiederholungsfall für unbestimmte Zeit.

Einziehung und Verwertung: Ferner kann das Gericht die Einziehung eines Motorfahrzeuges anordnen, wenn damit eine grobe Verkehrsregelverletzung in skrupelloser Weise begangen wurde und der Täter durch die Einziehung von weiteren groben Verkehrsregelverletzungen abgehalten werden kann. Das Gericht kann die Verwertung des Motorfahrzeuges anordnen und den Erlös unter anderem zur Deckung der Verfahrenskosten und Schadenersatzforderungen der geschädigten Person verwenden.

Grobübersicht der Administrativmassnahmen bei wiederholter Verkehrsregelverletzung

Aktuelles Delikt: Leichte Widerhandlung

Massnahme in den letzten 2 Jahren
Mindestentzugsdauer

Entzug oder andere Massnahme 
1 Monat 

Aktuelles Delikt: Mittelschwere Widerhandlung

Massnahme(n) in den letzten 2 Jahren
Mindestentzugsdauer

1 Entzug wegen schwerer/mittelschwerer Widerhandlung 
  4 Monate

2 Entzüge wegen mindestens mittelschweren Widerhandlungen 
  9 Monate

2 Entzüge wegen schweren Widerhandlungen 
15 Monate

Massnahmen in den letzten 10 Jahren Mindestentzugsdauer

3 Entzüge wegen mindestens mittelschweren Widerhandlungen 
unbestimmt, mindestens 
24 Monate 

Aktuelles Delikt: Schwere Widerhandlung

Massnahme(n) in den letzten 5 Jahren 
Mindestentzugsdauer

1 Entzug wegen mittelschwerer Widerhandlung 
  6 Monate

1 Entzug wegen schwerer Widerhandlungen oder

2 Entzüge wegen mindestens mittelschweren Widerhandlungen
12 Monate

Massnahmen in den letzten 10 Jahren Mindestentzugsdauer

2 Entzüge wegen schweren Widerhandlungen oder

3 Entzüge wegen mindestens mittelschweren Widerhandlungen
unbestimmt, mindestens 
24 Monate
